Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudesache V/ 2124 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

121. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 4. Oktober 1967 

122. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 5. Oktober 1967 

123. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 6. Oktober 1967 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


1. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung die Gründe, die 
Biechele dazu geführt haben, daß ein 50 OOO-Liter-öl- 

tank an einer Bohr- und Förderstelle der Ge- 
werkschaft Elwerath bei Deggenhausen im 
Landkreis Überlingen, 15 km vom Bodensee 
entfernt, in der Nacht zum 16. September 1967 
explodierte und dadurch eine Ölkatastrophe 
unabsehbaren Ausmaßes vor allem für den 
Trinkwasserspeicher Bodensee drohte? 


2. Abgeordneter Welche Maßnahmen besonderer Sicherungen 
Biechele sind nach der Meinung der Bundesregierung 

notwendig, um solche in Frage 1 erwähnten 
ölgefahren für den Trinkwasserspeidier Bo- 
densee, der über die Fernwasserleitung auch 
den Großraum Stuttgart mit Trinkwasser ver- 
sorgt, abzuwehren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den 
Folger ADAC-Vorschlag, daß auch Radfahrer und 

Fußgänger eine Privat-Haftpflichtversicherung 
abschließen sollen, damit sie für verschuldete 
Verkehrsunfälle den Schaden ersetzen kön- 
nen? 


4. Abgeordneter 

Folger 


Ist es möglich, die Radfahrer und Fußgänger 
auf geeignetem Wege zum Abschluß einer 
Privat-Haftpflichtversicherung anzuhalten ? 


Druck: Bucbdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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5. Abgeordneter Warum werden nach Verhängung eines Fahr- 
Prochazka Verbotes gern. § 37 des StGB die Verurteilten 

von den Gerichten nidit darüber belehrt, daß 
das Fahrverbot mit Rechtskraft der Entschei- 
dung in Kraft tritt und der Führerschein sofort 
nach Eintritt der Rechtskraft beim Gericht ab- 
geliefert werden muß, wenn eine mit der 
Nichtablieferung des Führerscheines verbun- 
dene und demgemäß ungerechte Verlänge- 
rung des Fahrverbotes nicht eintreten soll? 


6. Abgeordneter Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 

Picard rung in der Frage der Veröffentlichung der 

abweichenden Auffassung überstimmter Rich- 
ter bei Urteilen der oberen Bundes gerichte? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


7. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung bereits in der 

Dr. Apel Lage, Auskunft darüber zu geben, wie sie in 

ihrem Entwurf des ERP-Wirtschaftsplans 1968 
den Titel 6 a — Kredite für die Seehafenbe- 
triebe — zu dotieren gedenkt? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der Moderni- 
Dr. Apel sierung der deutschen Seehafenbetriebe in Zu- 

kunft verstärkt Unterstützung zu geben, da 
die Leistungsfähigkeit dieser Betriebe für die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Häfen von 
großer Bedeutung ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


9. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
Bartsch konkrete Angaben zu machen, über die Mit- 

teilung des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte, in einem 
Schreiben vom 6. September 1967 an den Ver- 
band der Heimkehrer, er hoffe eine gewisse 
Flexibilität bei der Verbesserung der Mög- 
lichkeiten der Wiederherstellung der Gesund- 
heit zu schaffen und habe sich dieserhalb an 
seine zuständigen Kollegen gewandt? 


10. Abgeordneter 

Bartsch 


Hat diese Fühlungnahme bereits zu bestimm- 
ten Vorstellungen geführt? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

11. Abgeordneter Trifft die Meldung der Abendzeitung Mün- 

Lemper eben vom 8. September 1967 zu, wonach im 

Rahmen einer Militärschau im Olympiastadion 
Berlin die Nachbildung eines Teiles der Alt- 
stadt von Moskau als Höhepunkt bis auf die 
Grundmauern abgebrannt werden soll? 


Fiagesteller hat sich mit 
sdiTiftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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12. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage 11, was gedenkt die 

Lemper Bundesregierung zu tun, um diese Geschmack- 

losigkeit zu unterbinden? 

13. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 

Lemper daß derartige in Frage 11 erwähnte Demon- 

strationen in Berlin keineswegs zu einer Ent- 
spannung beitragen? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, wie es der deutsch- 

Ertl französische Freundschaftsvertrag vorsieht, im 

Konsultationsweg von der französischen Re- 
gierung unterrichtet worden, daß Staatspräsi- 
dent de Gaulle bei seinem Besuch in Polen 
entgegen der deutschen Auffassung von der 
Regelung in einem Friedensvertrag die End- 
gültigkeit der Oder-Neiße-Grenze in aller 
Form anerkennen würde? 

15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Europarat 

Felder sich dem formellen Protest der Länder Nor- 

wegen, Dänemark und Schweden anzuschlies- 
sen, der gegen die griechische Militärdiktatur 
mit der Begründung gerichtet ist, daß das Re- 
gime in Athen im Widerspruch zur europäi- 
schen Menschenrechtskonvention steht, die 
1961 von Griechenland unterzeichnet wurde? 

Welche Antwort kann der Bundesaußenmini- 
ster auf den Leserbrief in der Frankfurter 
Allgemeinen von Montag, den 25. September 
1967, auf Seite 14 unter der Überschrift Ru- 
mänien und die Familienzusammenführung 
geben? 

17. Abgeordnete Trifft es zu, daß 62 000 Ausreiseanträge aus 

Frau Jacobi Rumänien vorliegen, von denen in den letzten 

(Marl) acht Monaten nur 220 genehmigt worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter Warum sehen die zuständigen Behörden in der 
Prochazka Bundesrepublik die in Deutschland geborenen 

Abkömmlinge einer Ehe, die zwischen einer 
vor der Eheschließung zum Islam übergetre- 
tenen deutschen Staatsangehörigen mit einem 
VAR-Staatsangehörigen christlichen Bekennt- 
nisses eingegangen wurde, als deutsche 
Staatsangehörige an, während die Abkömm- 
linge einer Ehe, die von einer Christin deut- 
scher Staatsangehörigkeit mit einem VAR- 
Staatsangehörigen von gleichfalls christlichem 
Bekenntnis geschlossen wurde, als VAR- 
Staatsangehörige betrachtet werden? 
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19. Abgeordneter Sieht der Bundesinnenminister keine Möglich- 

Schmitt- keit, die Richtlinien zur Durchführung der Ver- 

Vockenhausen Ordnung über Sonderurlaub für Bundesbe- 

amte und Richter im Bundesdienst vom 20. 
Oktober 1965 (GMBl. S. 382) so zu ergänzen, 
daß diesem Personenkreis für die Teilnahme 
an Veranstaltungen, die auf Fortbildung ehren- 
amtlich tätiger Gemeindebeamter und Rats- 
mitglieder im Rahmen ihres kommunalen 

Aufgabenbereichs ausgerichtet sind, Sonder- 
urlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge ge- 
währt werden kann? 

20. Abgeordneter Wieviel Prozent unserer Mitbürger im Alter 

Dichgans von mehr als 65 Jahren sind schätzungsweise 

für ihren Lebensunterhalt ganz oder teilweise 
auf Sozialhilfe angewiesen? 

21. Abgeordneter Welchen genauen Zweck hat die im Freiburger 

Hörmann Schloßberg eingebaute kernwaffensichere Luft- 

(Freiburg) schutzanlage? 

22. Abgeordneter Welche Personen sollen in dem in Frage 2t 

Hörmann erwähnten Bunker Schutz finden? 

(Freiburg) 

23. Abgeordneter Ist der Gleichheitsgrundsatz bei der Belegung 

Hörmann des in Frage 21 erwähnten Bunkers garan- 

(Freiburg) tiert? 

24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung das Meinungsmono- 

Dr. Becher pol bekannt, das die politischen Sendungen 

(Pullach) des deutschen Fernsehens bestimmt und ins- 

besondere in den Fragen der Deutschland- 
und Ostpolitik nur einseitige Ansichten zur 
Geltung kommen läßt? 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Kommis- 

Dr. Becher sion ins Leben zu rufen, welche die Institution 

(Pullach) des deutschen Fernsehens im Hinblick auf die 

Gefahr einer gesetzwidrigen politischen Mo- 
nopolisierung überprüft und Vorschläge unter- 
breitet, durch welche Maßnahmen eine Entmo- 
nopolisierung der Meinungsbildung im Fern- 
sehen sicherzustellen wäre? 

26. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Dröscher Sportunfälle, die bei sportlicher gesundheits- 

fördernder Betätigung geschehen, rechtlich so- 
genannten Arbeitsunfällen gleichzustellen? 

27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die in Fra- 

Dröscher ge 26 erwähnte Gleichstellung notwendige 

gesetzliche Maßnahmen dem Deutschen Bun- 
destag vorzuschlagen? 
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28. Abgeordneter Trifft es zu, daß Angestellte der Rundfunkan- 

Dröscher stalten, die unter die Bestimmungen des Ge- 

setzes nach Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallen, einerseits eine Versorgungsleistung 
aus dem Gesetz nicht erhalten, weil die Rund- 
funkanstalten als „öffentlicher Dienst" gelten, 
andererseits aber für ihre Altersversorgung 
die Wehrdienstzeiten nicht angerechnet wer- 
den? 

29. Abgeordneter Welchen Standpunkt hat Bundesinnenminister 

Borm Lücke bei seinem Gespräch mit dem Schah von 

Persien über die Demonstrationen während 
dessen Besuch in der Bundesrepublik vertre- 
ten, das zur Bereinigung der deutsch-persi- 
schen Spannungen nach den Vorkommnissen 
insbesondere in Berlin führte? 

30. Abgeordneter Sind Angehörige des Bundesverfassungs- 

Borm schutzamtes in der Vergangenheit als Aus- 

bilder in Persien tätig gewesen? 

31. Abgeordneter Trifft es zu, daß der seit dem 20. Dezember 

Borm 1962 in der Bundesrepublik tätige stellver- 

tretende Missionschef der Persischen Bot- 
schaft in Köln zugleich die Position eines Di- 
rektors des persisdren Geheimdienstes SA- 
VAK bekleidet? 

32. Abgeordneter ln welchen deutschen Bundesländern zählen 

Dom nach den dortigen Gesetzen auch Handgra- 

naten zu den Waffen, die im Polizeidienst ver- 
wendet werden? 

33. Abgeordneter Welche Meinung wird die Bundesregierung 

Dorn bezüglich der Verwendung von Handgranaten 

im Polizeidienst bei der Innenministerkonfe- 
renz am 12. Oktober vertreten? 

34. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Klagen darüber zu- 

Ott gegangen, daß bei Verfolgung von Straftaten 

die Ermittlungen durch die deutsche Polizei 
dann auf Schwierigkeiten stoßen, wenn sie vor 
den Toren der US-Kasemen stehen? 

35. Abgeordneter Inwieweit entsprechen Zeitungsinformationen 

Ott (Augsburger Allgemeine Zeitung vom 27. Sep- 

tember 1967) den Tatsachen, wonach geplante 
Zeugengegenüberstellungen mit möglichen 
US-Tätern an der Haltung von US-Truppen- 
kommandeuren scheitern? 

36. Abgeordneter über welche Erfahrungen verfügt die Bundes- 

Ott regierung hinsichtlich der Zusammenarbeit 

zwischen der deutschen Polizei und den Stati- 
onierungsstreitkräften bezüglich der Ermitt- 
lung von mutmaßlichen Tätern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


37. Abgeordneter 

Dr. Imle 


38. Abgeordneter 

Mertes 


39. Abgeordneter 

Mertes 


40. Abgeordneter 

Mertes 


41. Abgeordneter 

Neumann 


(Stelle) 


42. Abgeordneter 

Neumann 

(Stelle) 


43. Abgeordneter 

Neumann 

(Stelle) 


44. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Anschaffung einer Wohnungseinrichtung 
von jungen Eheleuten bei diesen durch eine 
Gesetzesänderung im gleichen Umfang als 
außergewöhnliche Belastung anzuerkennen, 
wie es bisher bei der Aussteuer für eine Toch- 
ter für die Eltern möglich ist? 

Welchen ungefähren Zeitplan für die Behand- 
lung der Finanzreform hat die Bundesregie- 
rung im Anschluß an die Beratungen der Re- 
gierungschefs der Bundesländer am 13, und 
14. September ins Auge gefaßt? 

Aus welchen Gründen besteht die Bundes- 
regierung auf der Festlegung sogenannter Ge- 
meinschaftsaufgaben im Grundgesetz? 

Wäre nicht eine klare Aufgabentrennung und 
Lastenverteiliing zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden sehr viel besser als ein (mögli- 
cherweise schon bald überholter) Katalog von 
Gemeinschaftsaufgaben? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in die- 
sem Jahre kanadische und britische Truppen 
entgegen den Bestimmungen des Artikels 4 
Abs. 4 a und b des Lüneburg-Soltau-Abkom- 
mens in erheblichem Maße auf nicht abge- 
ernteten Feldern geübt und innerhalb bewohn- 
ter Ortschaften gerastet haben? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
durch das in Frage 41 erwähnte Verhalten 
der Truppen entstandenen Belastungen von 
Bevölkerung, Landwirtschaft und Fremden- 
verkehr zumindest auf das Niveau der Vor- 
jahre und im Lünebur g-Soltau- Abkommen 
festgelegte Ausmaß zu reduzieren? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, das 
Gebiet Munster, Bergen-Hohne und Soltau- 
Lüneburg auf lange Sicht durch geeignete 
Maßnahmen wenigstens teilweise von den in 
Frage 42 erwähnten Belastungen zu entla- 
sten? 


Glaubt die Bundesregierung, daß der inzwi- 
schen von der EWG-Kommission genehmigte 
holländische Antrag, ab 1. September neu ein- 
geführte bzw. erhöhte Umsatzsteuerrückver- 
gütungen für holländische Exporte — speziell 
von Produkten der Geflügelwirtschaft — zah- 
len zu dürfen, begründet und mit dem Geist 
des Vertrages von Rom vereinbar ist? 
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45. Abgeordneter Welche Stellungnahme hat die Bundesregie- 
Dr. Reinhard rung speziell zu der zur Zeit recht pausdialen 
Errechnung der Umsatzsteuerrückvergütungs- 
beträge gegenüber der EWG-Kommission ein- 
genommen? 


46. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Reinhard die Wettbewerbs Verzerrung, die durch die ab 
L September 1967 eingeführte bzw. erhöhte 
Zahlung von Umsatzsteuerrückvergütungen 
— speziell für Produkte der Geflügelwirt- 
schaft — durch Holland entsteht, im Interesse 
der deutschen Produktion auszugleichen? 


47. Abgeordneter 

Burger 


Ist im Rahmen einer Änderung des Mineral- 
ölsteuergesetzes eine erhebliche Besteuerung 
des Steinkohlenteertreiböls vorgesehen? 


48. Abgeordneter Sind Meldungen aus verschiedenen Presse- 
Logemann Organen und dem Bundesfinanzministerium zu- 

treffend, nach denen dem Land Niedersachsen 
bei der regionalen Aufteilung der Mittel des 
Zweiten Investitionsprogramms durch den 
Konjunkturrat am 3. August 1967 für den Ein- 
zelplan 10 — Ernährungswirtschaft — 31 Mil- 
lionen DM zur Verfügung gestellt wurden? 


49. Abgeordneter Hat die niedersächsische Landesregierung bis 

Logemann auf einen Betrag von 3,08 Millionen DM auf 

die unter Frage 48 genannten Mittel, die vor 
allem für den Deichbau und andere wasser- 
wirtschaftliche Maßnahmen dienen sollten, 
verzichtet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Wirtschaft 


50. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Anga- 
Geldner ben der großen Mineralölgesellschaften, mit 

denen diese die seit dem Ausbruch der Nah- 
ostkrise nicht unerhebliche und bei allen 
Firmen gleich hohe Anhebung der Benzin-, 
Mineralöl- und Heizölpreise begründet haben? 


51. Abgeordneter 

Picard 


Hält die Bundesregierung die berufsständisdie 
Ordnung für Immobilienmakler für ausrei- 
chend? 


52. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die Bevöl- 
Picard kerung vor unseriösen Maklern und den im- 

mer wieder vorkommenden Großbetrügereien 
auf dem Immobilienmarkt zu schützen? 


53. Abgeordneter 

Weigl 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
trags- und Beschäftigungslage in der ostbaye- 
rischen Porzellanindustrie? 


Drucksache V/2124 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf den Senat 
Dr. Jahn von Berlin dahin gehend einzuwirken, daß bei 

(Braunschweig) Senatsaufträgen die Wirtschaft des Zonen- 
grenzgebietes besondere Berücksichtigung fin- 
det? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es zum Schutze der sparenden Bevölkerung 
notwendig ist, auch ausländische Investment- 
gesellschaften den Vorschriften des „Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften“ sowie des 
„Kreditwesengesetzes“ zu unterwerfen? 

57. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für mit dem Prin- 
Kiep zip des Wettbewerbs vereinbar, daß Zinsen 

und Dividenden aus Anlagen in ausländischen 
Investmentgesellschaften oder ausländischen 
Investmentzertifikaten im Gegensatz zu Zin- 
sen und Dividenden aus Anlagen in deutschen 
Zertifikaten nicht der deutschen Einkommens- 
besteuerung unterliegen? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß ausländische Investmentgesellschaften in 
der Bundesrepublik Zertifikate von Dachfonds 
anbieten, während dieses Geschäft den deut- 
schen Gesellschaften untersagt ist? 

59. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Fellermaier rung aus den behördlichen Feststellungen nach 

der Ölexplosion an einer Bohrstelle in Deg- 
genhausen/Bodensee, da dort drei Öltanks mit 
einem Fassungsvermögen von 120 000 1 in un- 
mittelbarer Nähe der Ölsonde ohne besondere 
Sicherheitsvorkehrung aufgestellt wurden und 
dafür keine baurechtliche Genehmigung not- 
wendig war, während jeder Hausbesitzer beim 
Einbau von Öltanks strengen Sicherheitsbe- 
stimmungen unterworfen ist? 

60. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung erreichen, daß 

Fellermaier an Autobahntankstellen, die von der bundes- 

eigenen Gesellschaft für Nebenbetriebe der 
Bundesautobahn an Mineralölkonzeme ver- 
pachtet sind, nicht, wie von der Gesellschaft 
für Nebenbetriebe der Bundesautobahn fest- 
gestellt, überhöhte Benzinpreise im Vergleich 

■ zu Tankstellen derselben Mineralölfirmen im 
Umkreis weniger Kilometer, also in der glei- 
chen Preiszone berechnet werden? 
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58. Abgeordneter 

Kiep 


56. Abgeordneter 

Kiep 


54. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der 
Weigl Industrie- und Handelskammer von Nieder- 

bayern, daß durch die attraktive Förderung 
nach dem Steinkohlenbergbauanpassungsge- 
setz die Betriebe lieber im Ruhrgebiet als in 
Niederbayern/Oberpfalz ihren neuen Standort 
wählen könnten? 
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61. Abgeordneter Sind die von Vertretern der Automobilindu- 

Lenders strie aniaßlieh der Frankfurter Automobilaus- 

stellung gegebenen und mit dem Übergang 
von der Allphasen-Brutto-Umsalzsteuer zur 
Mehrwertsteuer begründeten Hinweise auf 
Preissteigerungen für Automobile im Jahr 
lv96ö von dem tatsächlichen Steuerlastunter- 
schied zwischen den beiden Umsatzsteuersy- 
stemen her gerechtfertigt oder nicht gerecht- 
fertigt? 

62. Abgeordneter Steht die Absicht des Bundeswirtschaftsmini- 

Dr. Frerichs steriums, neue Exportselbstbeschränkungsab- 

kommen für Mosaikfliesen, Schirme und mög- 
licherweise Feuerzeuge bei den bevorstehen- 
den Japan- Verhandlungen abzuschließen, nicht 
im Widerspruch zu den Äußerungen des Bun- 
deswirtschaftsministers anläßlich der 120. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 8. Sep- 
tember 1967 wie aber auch anderen Gelegen- 
heiten, bei welchen er das Einfuhrdefizit als 
iiidit ungefährlich bezeichnete? 

63. Abgeordneler Beal^sichtigt die Bundesregierung, ihre grund- 

Dr. Frerichs sätzlidi liberale Handelspolitik dahin gehend 

zu modifizieren, daß künftig bei Klagen der 
sich konkurrenziert fühlenden Industriezweige 
der Weg der Exportselbstbeschränkung mit 
allen nachteiligen Folgen für den deutschen 
Markt gewählt v/ird, wobei in Kauf genom- 
men wird, daß ein nicht unbeträchtliches Vo- 
lumen der Einfuhr ü!)er Exportselbstbeschrän- 
kungsabkommen manipuliert wird? 

64. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Vorlage eines Frageatelier hat sich mit 

Burger sogenannten Textilkennzeichnungsgesetzes schriftlicher Beantwortung 

vor? einverstanden erklärt. 

65. Abgeordneter Wie erklärt es sich die Bundesregierung, daß 

Buschfort alle bekannten deutschen Hersteller von Tex- 

tilfarbmi zum 16. Oktober 1967 ihre Farben- 
preise um 8 Prozent erhöhen wollen, ebenso 
auch die schweizerischen Produzenten, die 
größtenteils in der Bundesrepublik über eige- 
ne Werke vtu‘ fügen? 

66. Abgeordneter Wird das Bundeskartellamt wegen der in Fra- 

Buschfort ge 65 erwähnten geplanten gleichmäßigen 

Preiserhöhungen, die auf eine verbotene Ab- 
sprache hindeuten, eingeschaltet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

67. Abgeordneter Kann aus der Äußerung des Bundesernäh- 
Reinholz rungsministers anläßlich der Tagung des In- 

ternationalen Amtes für Rebe und Wein in 
Mainz am 4. September 1967, er halte einen 
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68. Abgeordneter 

Reinholz 


69. Abgeordneter 

Reinholz 


70. Abgeordneter 

Gottesleben 


71. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

72. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Mehrwertsteuersatz von 5 v. H. für Trauben- 
most und Wein für gerecht, geschlossen wer- 
den, dal5 der Bundesernährungsminister eine 
Regierungsvorlage vorbereitet, in der Trau- 
benmost und Wein mit den übrigen landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen umsatzsteuerlich 
gleichgestellt wird? 

Hat der Bundesernährungsminister sich bei 
seiner in Frage 67 erwähnten Äußerung von 
der Erkenntnis leiten lassen, es sei system- 
widrig, Traubenmost und Wein als einzige 
landwirtschaftliche Produkte mit dem vollen 
Steuersatz zu belegen? 

Hat der Bundesernährungsminister über seine 
in Frage 67 erwähnte Äußerung hinaus den 
inzwischen gewonnenen Erkenntnissen Rech- 
nung tragen wollen, daß voraussichtlich fast 
alle weinbautreibenden Betriebe (ca. 100 000) 
den vollen Steuersatz werden zahlen müssen, 
weil auch die kleineren Betriebe (mit einem 
Umsatz unter 60 000 DM jährlich) von der 
Möglichkeit des § 19 des Mehrwertsteuerge- 
setzes aus kaufmännischen Überlegungen kei- 
nen Gebrauch machen können, und zwar we- 
gen der damit verbundenen Wettbewerbsver- 
schlechterung bzw. Erlösminderung? 

Ist es richtig, daß die in absehbarer Zeit not- 
wendig werdende Steuerharmonisierung in- 
nerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, der nicht zuletzt die Einführung der 
Mehrwertsteuer dienen soll, eine Gleichstel- 
lung des Traubenmostes und Weines mit den 
übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
damit eine Herabsetzung des zur Zeit für 
Traubenmost und Wein festgelegten Steuer- 
satzes erforderlich machen wird? 

Wie will die Bundesregierung den Erzeugern 
von Qualitätsbraugerste einen angemessenen, 
gerechten Preis sichern? 

Wie wird sich der Preis für deutsche Brau- 
gerste nach Ansicht der Bundesregierung und 
unter dem Einfluß von Brüssel im kommenden 
Jahr entwickeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

73. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur 
Frau Freyh nachdrücklichen Unterstützung der Empfeh- 

lungen für einen besseren Gesundheitsschutz 
an Büromaschinen, die kürzlich im Auftrag 
der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte und anderer Organisationen von einer 
Arztegruppe erarbeitet wurden? 


i Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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74. Abgeordneter Warum sind die Aufwendungen der Bundes- 
Geldner anstatt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 

losenfürsorge zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme im ersten Halbjahr 1967 am stärksten 
in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz/ 
Saarland angehoben worden, wo doch nach 
den Feststellungen früherer Fragestunden die 
Arbeitslosigkeit strukturbedingt in Nord- 
bayern mit an der Spitze lag? 


75. Abgeordneter 

Schmitt 

(Lockweiler) 


Ist es der Bundesregierung bekannt, daß bei ^ 
der Saarknappschaft in Saarbrücken (und 
wahrscheinlich auch bei anderen Knappschaf- 
ten) eine große Anzahl von Rentenverfahren 
anhängig ist, in denen die Versicherungsfälle 
in den Jahren 1966 und 1967 eingetreten sind, 
die aber nicht abschließend bearbeitet wer- 
den können, weil die zur Berechnung erfor- 
derlichen Vordrucke bis heute nicht erstellt 
werden konnten? 


76. Abgeordneter ln welcher Form ist die Bundesregierung be- 
Schmitt reit, entsprechende Abhilfe zu schaffen? 

(Lockweiler) 


77. Abgeordneter Trifft es zu, daß Ersatzdienslpflichtige von der 
Wienand Ableistung des Ersatzdienstes auch dann nicht 

zurückgestellt werden, v/enn sie bereits länger 
als zwei Semester an einer Hochschule studiert 
haben? 


78. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Wienand getroffen, um sicherzustellen, daß bei der Zu- 

rückstellung von Ersatzdienstpflichtigen die 
gleichen Grundsätze angewandt werden wie 
, bei der Zurückstellung von Wehrpflichtigen? 


79. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Beibehaltung 
Schmitt- der bisherigen Regelung, wonach der geschie- 

Vockenhausen denen Ehefrau eines durch Arbeitsunfall Ver- 
storbenen gemäß § 592 RVO nur dann eine 
Rente entsprechend § 590 RVO gewährt wird, 
wenn der Unfall sich nach dem 1. Juli 1963 
ereignet hat, für angemessen? 


80. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
Felder . rung, über die kassenärztlichen Vereinigun- 

gen auf eine bessere Sicherstellung der ärzt- 
lichen Versorgung der Bevölkerung während 
der hauptsächlichen Ferienzeit einzuwirken, 
um zu verhindern, daß wie im Falle der 14 000 
Einwohner zählenden oberbayerischen Stadt 
Waldkraiburg Ende August/Anfang Septem- 
ber nur ein einziger von sieben ortsansässigen 
Ärzten praktizierte, während Ende Juli/An- 
fang August, als die meisten Waldkraiburger 
Firmen Betriebsurlaub hatten, die Sprechzim- 
mer aller Ärzte geöffnet waren? 


Drucksache V/2124 


FiagesleUei hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
r schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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81. Abgeordneter 

Weigl 


82. Abgeordneter 

Reichmann 


83. Abgeordneter 

Josten 


84. Abgeordneter 

Josten 

85. Abgeordnete 

Burger 


Können die im Arbeitsamtsbezirk Weiden 
bereits seit Monaten vorhandenen über 1000 
männlichen echten Arbeitslosen bald im Rah- 
men von Arbeitsförderungsmaßnahmen des 
Bundes eingesetzt werden, falls nicht in kür- 
zester Zeit die Ansiedlung neuer Betriebe für 
männliche Beschäftigte gelingt? 

Sind Pressemitteilungen zutreffend, wonach 
die Bundesregierung beabsichtigt, die Beiträge 
der Landwirte zu den landwirtschaftlichen Al- 
terskassen in den nächsten Jahren um 40Vo zu 
erhöhen, ohne daß gleichzeitig Leistungsver- 
besserungen vorgenommen werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei ei- 
nem großen Kreis des Mittelstandes der Wille 
zur Einbeziehung in die gesetzliche Renten- 
versicherung besteht? 

Wie steht die Bundesregierung zur Öffnung 
der Rentenversicherung für Selbständige? 

Ist sichergestellt, daß in Vollzug des geänder- 
ten Verfahrens in der Überweisung von Ver- 
sorgungsleistungen der Bundesrepublik an Be- 
wohner in Polen, für diejenigen Versorgungs- 
empfänger, die bisher Sperrkonten in der Bun- 
desrepublik unterhielten, keine Gefährdung 
eintritt? 


86. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
Dr. Schellenberg rung die in der Regierungserklärung vom 
13. Dezember 1966 angekündigte und durch 
einstimmigen Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 14. Juni 1967 geforderte Mitbe- 
stimmunqskommission immer noch nicht beru- 
fen? 


87. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung eine Orga- 

Frau Dr. Diemer- nisations- und Finanzreform der gewerbli- 
Nicolaus chen Unfallversicherung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


88. Abgeordneter 

Geldner 


Was ist der Bundesregierung über Klagen 
aus Mittelfranken wegen Lärmbelästigung 
durch Tiefflieger bekannt? 


89. Abgeordneter Welche Konsequenzen für das Unterhalts- 
Schmitt- Sicherungsgesetz gedenkt die Bundesregierung 

Vockenhausen ggf. zu ziehen, falls es richtig ist, daß der 
Richter eines Münchner Amtsgerichtes in ei- 
nem Verfahren wegen Fahnenflucht des 22- 
jährigen Pioniers Harald B. erklärt hat: 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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„Aus seiner Sicht war die Lage aussichts- 
los. Und wenn er das Interesse seiner 
Familie vor seine Pflicht gegenüber dem 
Volke stellt, so ist das nicht unbedingt 
ein verwerfliches Motiv."? 


90. Abgeordneter 

Kaffka 


91. Abgeordneter 

Kaffka 


92. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


93. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


94. Abgeordneter 

Büttner 


95. Abgeordneter 

Büttner 


96. Abgeordneter 

Büttner 


97. Abgeordneter 

Ollesch 


98. Abgeordneter 

Ollesch 


Wann wurde die Bundesregierung über das 
Manöver „Sunshine Express", das vom 26. 
August 1967 bis 15. September 1967 in Nord- 
ostgriechenland stattfindet, von den zuständi- 
gen NATO-Gremien konsultiert? 

Hat die Bundesregierung Überlegungen ange- 
stellt, die Entsendung deutscher Truppen zu 
den in Frage 90 erwähnten Manöver zu un- 
terlassen? 

Trifft es wirklich zu, daß beim Luftwaffenamt 
in Porz/Wahn Berge von Beschwerdebriefen 
über Gefährdungen der Bevölkerung durch 
Tiefflieger unbeantwortet liegenbleiben? 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Zukunft 
Reparatur- und Instandsetzungsaufträge für 
Bundeswehrfahrzeuge aller Art an Betriebe im 
Zonengrenzgebiet zu vergeben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Offiziere der Bundeswehr bis heute von der 
Möglichkeit, sich bei vollendetem 52., 54., 56. 
und 58. Lebensjahr pensionieren zu lassen, 
Gebrauch gemacht haben? 

Wie verteilen sich die in Frage 94 erwähn- 
ten vorzeitigen Pensionierungen auf die ein- 
zelnen Altersgruppen? 

Wie viele die in Frage 94 erwähnten Ruhe- 
gehaitsempfänger haben eine Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst mit Anrechnung ihrer Be- 
züge auf das Ruhegehalt und wie viele in 
einem Privatbetrieb ohne Anrechnung auf 
das Ruhegehalt aufgenommen? 

Hält der Bundesverteidigungsminister die von 
seinem Vorgänger im Amt im Verteidigungs- 
ausschuß gegebene Antwort auf Fragen der 
Bundestagsabgeordneten Berkhan und Wie- 
nand, die unter dem Aktenzeichen: T/W - T 
IV 6 - Az.: 90 - 66 - 15 dem Ministerium vor- 
liegen, aufrecht? 

Ist es zutreffend, daß die in Frage 97 er- 
wähnte Antwort des früheren Bundesvertei- 
digungsministers von einem oder mehreren 
Beamten seines Hauses vorbereitet wurde, ge- 
gen den oder die zu dieser Zeit in derselben 
Angelegenheit Ermittlungen wegen des Ver- 
dachts der passiven Bestechung liefen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


99. Abgeordneter 

Jung 


100. Abgeordneter 

Jung 


101. Abgeordneter 

Prochazka 


102. Abgeordneter 

Opitz 


103. Abgeordneter 

Opitz 


104. Abgeordneter 

Dr. Imle 


105. Abgeordneter 

Dr. Imle 


106. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 

107. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 


Welche Konsequenzen sind nach Ansicht der 
Bundesregierung aus der Gefährdung der j 
Trinkwasser-Taisperre im Wahnbachtal (Sieg- 
kreis) durch das Ablassen von 40 000 1 Treib- 
stoff aus einer Düsenmaschine der Deutschen 
Lufthansa (LH-Flug 402 am 14. August 1967) 
zu ziehen? 

Welche besonderen Vorschriften für Flugzeuge 
— zum Beispiel über Mindesthöhe und soge- 
nannte Warteräume zum Ablassen des Treib- 
stoffes — sind zum Schutz von Trinkwasser- 
Talsperren und Wohngebieten erlassen wor- 
den? 

Hat nicht der deutsche Abnehmer ebenfalls 
einen Anspruch auf die technischen Neuerun- 
gen der nach den USA gelieferten neuen Ty- 
pen 1600 und 1500 der Volkswagen AG, 
Wolfsburg, die aus Gründen der Reinhaltung 
der Luft mit erheblichem technischen Aufwand 
und einer elektronischen Einspritzpumpe zur 
Vernichtung der Abgase ausgestattet werden? 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß ; 
deutsche Touristen in einigen Nachbarländern 
Autobahngebühren zahlen müssen, während 
in der Bundesrepublik von Bewohnern dieser 
Länder derartige Gebühren beim Benutzen 
unserer Autobahnen nicht verlangt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, sofern nicht 
bereits geschehen, dei europäischen Ver- | 
kehrsministerkonferenz eine einheitliche Rege- 
lung dieser in Frage 102 erwähnten Frage ! 
innerhalb der EWG vorzuschlagen? 

Welche Gründe haben die Deutsche Bundes- 
bahn veranlaßt, ab 1. August D-Zug-Zuschläge 
nur dann noch für gültig anzuerkennen, wenn 
sie den gleichen Datumsstempel wie die Fahr- 
karte tragen? 

Hat man bei der in Frage 104 erwähnten Re- 
gelung daran gedacht, daß Reisende, wenn 
sich evtl, die Hauptreisestrecke ändert, den 
Zuschlag schon vorher gelöst haben und damit 
bei Nichtbenutzung eines nicht zuschlagpflich- 
tigen Zuges die Zuschlagkarte verfällt? 

Hält die Bundesregierung die Koordinierung 
der Flugsicherungsmaßnahmen im zivilen und 
militärischen Bereich für ausreichend? 

Hält die Bundesregierung es für erforderlich, 
eine bundesgesetzliche Regelung über die Si- 
cherheit im Luftverkehr für Verkehrsflugzeuge 
beschleunigt herbeizuführen und dabei die 
Militärluftfahrt einzubeziehen? 


( Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


^ Fragesteller hat sich mit 

( schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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108. Abgeordneter Nach welchem Plan wird von der Deutschen 

Ramms Bundesbahn an der Erfüllung der §§ 2 und 3 

des Gesetzes über Kreuzungen von Eisen- 
bahnen und Straßen vom 14. August 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 681) gearbeitet? 

109. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß nach Verle- 

Böhm gung des Aufklärungsgeschwaders 51 „Immel- 

mann" der NATO-Flugplatz Ingolstadt/Man- 
ching als möglicher Standort des bayerischen 
Zentralflughafens in Erwägung gezogen wird? 

110. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung des 

Böhm stellvertretenden bayerischen Ministerpräsi- 

denten Dr. Hundhammer, daß die Errichtung 
eines bayerischen Zentralflughafens in Ingol- 
stadt/Manching die mit Abstand beste Lösung 
wäre und sich am besten und leichtesten rea- 
lisieren ließe? 

111. Abgeordneter Wie groß sind die verkaufbaren Grundstücks- 

Moersch reserven der Deutschen Bundesbahn? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


112. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 

Dr. Enders Netz der Lückenfüllsender östlich der Demar- 

kationslinie dichter ist als auf der westlichen 
Seite und daß somit die Bewohner jenseits 
des Eisernen Vorhangs einen besseren Fern- 
sehempfang besitzen als unsere Zonenrand- 
bewohner? 

113. Abgeordneter Wurden vom Bundespostministerium Verbes- 

Dr. Enders serungen für den Empfang des Zweiten Fern- 

sehprogramms im hessischen Zonenrandge- 
biet vorbereitet und mit dem gleichen Ziel 
Kontakte zum Ersten Programm aufgenom- 
men? 

114. Abgeordneter Gibt es Termine für die Auftragsvergabe und 

Dr. Enders die Inbetriebnahme neuer Lückenfüllsender 

im hessischen Zonenrandgebiet und für den 
weiteren Ausbau und die Betreuung des Net- 
zes an Schwerpunktorten (wie beispielsweise 
Fulda)? 

115. Abgeordneter Warum ist mit vielen Orten in Italien der 

Folger Selbstwählfernverkehr möglich, aber mit kei- 

nem Ort in Südtirol? 
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116. Abgeordneter Auf welche Weise soll die Deutsche Bundes- 

Opitz post die 300 Millionen DM erwirtschaften, die 

die Bundesregierung als zusätzliche Abgabe 
in den Haushaltsentwurf 1968 eingesetzt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


117. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach eine Se- 
Wendt kretärin des deutsch-französischen Jugend- 

werks in Paris entlassen wurde, weil sie in der 
Zeitung Combat einen Artikel veröffentlichte, 
der sich mit der Person Bundeskanzler Kie- 
singers kritisch auseinandersetzte? 


118. Abgeordneter 

Wendt 


Bei Bejahung der Frage 117, hat die Bundes- 
regierung von dieser Entlassung gewußt oder 
sie gefordert? 


119. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Wendt Angestellten des deutsch-französischen Ju- 

gendwerks nur die politische Ansicht der je- 
weiligen Regierung vertreten dürfen? 


120. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung an, daß Artikel 6 
Dr. Wuermeling des Grundgesetzes, der die Familie in aller 
Form unter den besonderen Schutz der staat- 
lichen Ordnung stellt, eine verfassungsrecht- 
lich gebotene Richtlinie der Politik im Sinne 
des Artikels 65 des Grundgesetzes enthält und 
unmittelbar geltendes Recht ist? 


121. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung keinen Verstoß ge- 
Dr. Wuermeling gen die in Frage 120 erwähnte Richtlinie der 
Politik darin, daß sie seit zwei Jahren in kon- 
sequenter Folge als Sondermaßnahmen gegen 
die Familie eine Kürzung der Ausbildungszu- 
lagen des Kindergeldgesetzes, eine Einschrän- 
kung des Personenkreises der Empfangsbe- 
rechtigten, die völlige Streichung der Ausbil- 
dungszulage, eine überproportionale Erhöhung 
der Schülertarife der Deutschen Bundesbahn, 
die mehrfache Hinausschiebung des gesetzlich 
festgelegten erhöhten Mutterschaftsgeldes, die 
Streichung des erhöhten Mutterschaftsgeldes, 
Kürzungen der Mittel für den Familienwoh- 
nungsbau, die Einstellung der „Aktion Große 
Familie" im Wohnungsbau, die Einstellung 
der „Aktion Junge Paare", eine wesentliche 
Einschränkung der „Aktion Junge Familie" 
beschloß, seit Jahren jede Anpassung der seit 
1964 eingefrorenen Kindergeldsätze an die 
Preis- und Lohnentwicklung verweigerte, ih- 
ren Beschluß auf Anpassung des Kindergeldes 
ab 1969 wieder aufhob und eine in allen EWG- 
Ländern grundsätzlich abgelehnte Einkom- 
mensgrenze beim Kindergeld fordert? 
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122. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß ihre neuesten 
Dr. Wuermeling Beschlüsse, nun auch noch das Wohngeld vor 
allem zu Lasten der Familien mit Kindern zu 
kürzen und die Familienzusatzdarlehen im 
Wohnungsbau — z. B. bei 5 Kindern von 
20 000 DM auf 10 000 DM — herabzusetzen, 
vom Bundesverfassungsgericht im Zusammen- 
hang mit allem Voraufgegangenen noch als 
verfassungsgemäßes Verhalten anerkannt 
werden kann, nachdem die Familien mit Kin- 
dern schon durch die Umsatzsteuererhöhung 
und durch alle allgemeinen Sparmaßnahmen 
in der Regel härter betroffen werden als an- 
dere und deshalb Anspruch auf ausgleichende 
Schutzmaßnahmen haben? 

Welche Überlegungen waren maßgebend für 
die Berufung eines Staatssekretärs zum Vor- 
sitzenden eines Sonderausschusses zur Vorbe- 
reitung eines internationalen Jugend- und 
Studentenlagers während der Olympischen 
Spiele 1972, obwohl dieser Ausschuß noch gar 
nicht existiert? 

Wäre es nicht sinnvoller gewesen, vor der 
voreiligen Ernennung eines Vorsitzenden erst 
einmal den Ausschuß zu bilden und eine ent- 
sprechende Zusammenarbeit mit den Jugend- 
verbänden aufzunehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß dieses 
Vorgehen bei den Jugendverbänden erheb- 
liche Mißstimmung hervorgerufen hat, da im 
Hinblick auf die Vorbereitung zumindest eine 
entsprechende notwendige Zusammenarbeit, 
d. h. eine erfolgversprechende Fühlungnahme 
erforderlich gewesen wäre? 

126. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auße- 
Moersch rungen des Staatssekretärs Dr. Barth über ihre 

Familienpolitik, wie sie in der WAZ vom 
27. September 1967 zitiert sind? 


Bonn, den 29. September 1967 


125. Abgeordneter 

Kubitza 


124. Abgeordneter 

Kubitza 


123. Abgeordneter 

Kubitza 
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